
196 B. Gesetzliche Bestimmungen

§ 77
Besonderheiten des Strafvollzugs an Jugendlichen

(1) Der Vollzug der Freiheitsstrafe an Jugendlichen erfolgt in Jugend
strafanstalten. Die Differenzierung des Vollzugs erfolgt nach den allge
meinen Vorschriften unter besonderer Berücksichtigung der Persönlich
keitsentwicklung des Jugendlichen.

(2) Der Vollzug der Freiheitsstrafe soll den jugendlichen Täter zu be
wußter gesellschaftlicher Disziplin, Verantwortung und Arbeit führen und 
ihm durch Bildung und Erziehung, berufliche Qualifizierung sowie kultu
rell-erzieherische Einwirkung einen seinen Leistungen und Fähigkeiten 
gemäßen Platz in der sozialistischen Gesellschaft sichern.

(3) Hat der Vollzug der Freiheitsstrafe in einer Jugendstrafanstalt be
gonnen, bevor der Jugendliche das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, 
verbleibt er für die Dauer des Strafvollzuges, längstens jedoch bis zum 
Abschluß der für ihn festgelegten Ausbildung in dieser Einrichtung. Das 
gilt nicht, wenn der Verurteilte durch sein Verhalten die Ordnung stört 
oder auf die Jugendlichen einen schädlichen Einfluß ausübt.

(4) Eine Freiheitsstrafe kann auch dann in einer Jugendstrafanstalt 
vollzogen werden, wenn der Verurteilte zur Zeit der Straftat zwar das 
achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, aber noch nicht einundzwanzig 
Jahre alt ist, bei seiner Tat wesentliche Mängel der elterlichen, schuli
schen und beruflichen Erziehung und Bildung mitgewirkt haben und der 
Vollzug auf Grund der persönlichen Entwicklung des Verurteilten in einer 
Jugendstrafanstalt geboten ist. Das gilt nicht, wenn der Verurteilte durch 
sein Verhalten die Ordnung stört oder auf die Jugendlichen einen schäd
lichen Einfluß ausübt.

§ 78
Ausschluß der Todesstrafe

Gegen Jugendliche wird die Todesstrafe nicht ausgesprochen.

Besonderer Teil
8 .  K a p i t e l  

Straftaten gegen die staatliche Ordnung
2. Abschnitt

Straftaten gegen die staatliche und öffentliche Ordnung
§ 212

Widerstand gegen staatliche Maßnahmen
(1) Wer einen Angehörigen eines staatlichen Organs durch Gewalt

anwendung oder Bedrohung mit Gewalt oder einem anderen erheblichen 
Nachteil an der pflichtgemäßen Durchführung der ihm übertragenen 
staatlichen Aufgaben zur Aufrechterhaltung von Ordnung und Sicherheit


